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Aktuelle Flüchtlingssituation in Nürnberg und Anträ ge der Stadtratsfraktionen zur Flücht-
lingsarbeit 
 
Zunächst die Übersicht über die seit Januar 2015 vo rliegenden Anträge: 
 
Datum   Antragsteller  Thema  
 
07.01.2015 SPD-Fraktion  Stabilisierung der Flüchtlingshilfe in der Stadt Nürnberg 
 
16.01.2015 B 90-die Grünen Kinderbetreuung von Flüchtlingskindern 
 
21.01.2015 B 90-die Grünen Begabte unbegleitete minderjährige Flüchtlinge und jugendli- 
     che Zuwanderer 
 
30.01.2015 B 90-die Grünen Betreuungsschlüssel Flüchtlinge in Nürnberg 
 
18.02.2015 B 90-die Grünen Medizinische Versorgung der Flüchtlinge 
 
03.03.2015 SPD-Fraktion  Flüchtlinge hinein in den Sportverein 
 
16.04.2015 Linke Liste  Gemeinschaftsunterkunft in der ehemaligen PI Süd prüfen 
 
30.04.2015 B 90-die Grünen Flüchtlingsunterkunft für LGBTI und schutzbedürftige Frauen 
 
30.04.2015 B 90-die Grünen Flüchtlingsbetreuung in städtischen Unterkünften (für pflege- 
     bedürftige und behinderte Flüchtlinge) 
 
30.04.2015 B 90-die Grünen Bundesweiter Flüchtlingsgipfel nur mit kommunaler Be- 
     teiligung 
 
 
Vorbemerkung 
 
In den Sitzungen des Sozialausschusses vom 05.02.2015 und vom 23.04.2015 wurde jeweils 
mündlich durch die Verwaltung über den aktuellen Stand der Flüchtlingsarbeit in Nürnberg berich-
tet. Mit dieser Vorlage soll nun wieder wie gewohnt schriftlich berichtet werden, zum einen, weil die 
Informationen in schriftlicher Form auch außerhalb der Sitzung verwendet werden können, zum 
anderen, weil seit Januar 2015 insgesamt neun Anträge verschiedener Stadtratsfraktionen zur 
Flüchtlingsarbeit bei der Verwaltung eingegangen sind, die mit dieser Vorlage behandelt werden 
sollen. 
 
Wegen dieser Besonderheiten wird mit der Vorlage in zwei Punkten ausnahmsweise von den For-
matvorgaben des BgA für Ausschussvorlagen abgewichen: 
 
Erstens ist es nicht möglich, eine aktuelle Sachverhaltsdarstellung sowie zehn Anträge auf drei 
Seiten abzuhandeln, die Vorlage ist also umfangreicher als in der Vorgabe festgelegt. 
 
Zweitens werden die Anträge nicht en bloc vor der Sachverhaltsdarstellung abgedruckt, sondern –
entgegen der üblichen Praxis von Antragsbehandlungen - beim jeweiligen Kapitel eingefügt und 
anschließend als Antrag behandelt. Das führt zu leichterer Lesbarkeit. 
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1. Aktuelle Situation  
 
1.1 Entwicklung der Zahlen 
 
Die Flüchtlingszahlen bundesweit sind von ca. 120.000 in 2013 über ca. 200.000 in 2014 auf (er-
wartete) 400.000 Personen in 2015 stetig angestiegen. Die Entwicklung von Januar bis April 2015 
stützt die Schätzung für das laufende Jahr: In den ersten vier Monaten kamen 134.537 Personen 
nach Deutschland. Wenn man davon ausgeht, dass im Sommerhalbjahr erfahrungsgemäß mehr 
Menschen kommen als im Winterhalbjahr, können die 400.000 u.U. auch übertroffen werden. 
 
Die Verteilung nach den jeweiligen Schlüsseln auf die Bundesländer, in Bayern auf die Regie-
rungsbezirke und in Mittelfranken auf die Städte und Landkreise kann längst aufgrund der großen 
Zahlen nicht mehr wahrgenommen werden; die Verteilung erfolgt in der Praxis nach den jeweils in 
der Stadt oder im Landkreis zur Verfügung stehenden Unterkunftsplätzen, also letztlich nach zufäl-
ligen Entwicklungen und Gelegenheiten. So hat der Landkreis Roth wegen der dort belegten gro-
ßen ehemaligen Bundeswehrkaserne ein Plus von 473 Personen, die Stadt Fürth wegen des be-
legten ehemaligen Möbelhauses ein Plus von 77 Personen, während die Stadt Nürnberg trotz der 
Notfallunterkünfte in der Tillystraße (kommunal) und in der Leyher Straße (Regierung) insgesamt 
rechnerisch mit 208 Personen im Minus ist (Stand Mai 2015). 
 
Für die Stadt Nürnberg bedeutet das in Zahlen (Stand Mitte Mai 2015), dass etwa 1.100 Personen 
in staatlichen Gemeinschaftsunterkünften untergebracht sind, etwa weitere 1.100 in städtischen 
dezentralen Unterkünften, etwa 550 Personen sich in den Notfallunterkünften befinden und etwa 
400 Personen in selbst angemieteten Wohnungen, die Gesamtzahl sich also auf 3.100 bis 3.200 
Flüchtlinge in Nürnberg beläuft. Eine bis auf die letzte Stelle genaue Darstellung verbietet sich, 
weil die genauen Zahlen täglich wechseln und dementsprechend nicht repräsentativ sind. 
 
Hinzu kommen noch rund 220 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge. 
 
 
1.2 Entwicklung der Unterkünfte 
 
Die Stadt Nürnberg geht aufgrund dieser Zahlen davon aus, dass weiterhin bis Ende des Jahres 
2015 Woche für Woche ca. 30 bis 50 neue Plätze für Flüchtlinge in Nürnberg gefunden und belegt 
werden müssen. In 2016 wird sich die Situation voraussichtlich nicht ändern. 
 
Noch Anfang 2014 gab es in Nürnberg ausschließlich staatliche Gemeinschaftsunterkünfte mit 
insgesamt circa 1.000 Plätzen. Nachdem die Stadt im Dezember 2013 von der Regierung aufge-
fordert wurde, ab 2014 auch eigene dezentrale Unterkünfte zu akquirieren und zu belegen, wurde 
Ende März 2014 das erste ehemalige Hotel (Hotel am Park) von der Stadt vertraglich gebunden 
und als Unterkunft mit 60 Personen belegt. 
  
Weitere Objekte in 2014 folgten, in der Mehrzahl in ehemaligen Beherbergungsbetrieben (Hotels, 
Hostels, Heime, Arbeiterunterkünfte), die uns voll möbliert und ausgestattet (santiäre Einrichtun-
gen, Küchen) von den Betreibern im Rahmen von Beherbergungsverträgen zur Verfügung gestellt 
werden. Die Bezahlung erfolgt nach genauer Abrechnung pro Person und Tag, eine bestimmte 
Laufzeit wird in der Regel nicht vereinbart, so dass die Verträge, wenn es nötig wird, schnell been-
det werden können. Dazu kommen Unterkünfte in Form von kleineren Einheiten, z.B. ehemalige 
Pfarrhäuser oder kirchliche Jugendräume, in die 10 – 20 Personen eingewiesen werden können, 
oft gut geeignete Unterkünfte für Familien mit mehreren Kindern. 
 
Im Jahr 2014 wurden so von der Stadt Nürnberg mehr als 600 neue Plätze in Unterkünften ge-
schaffen, während die Regierung in 2014 in Nürnberg nur eine neue Unterkunft mit knapp 100 
Plätzen in Betrieb nahm. Grundsätzlich versucht die Stadt Nürnberg, Unterkünfte mit maximal 70 
bis 80 Plätzen zu betreiben, während die Regierung von Mittelfranken deutlich größere GU plant 
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und betreibt. Die Regierung hat für ihre Unterkünfte keine Betreiber, sondern mietet die Objekte 
komplett an und stattet sie selbst mit Möbeln und Küchen aus und stellt Hausmeister an, d.h. die 
Regierung ist selbst der „Betreiber“. Der Stadt steht diese Variante nicht zur Verfügung, weil das 
Schaffen von Stellen und das Bereitstellen von investiven Mitteln innerhalb der Stadt nicht in der 
Kürze der Zeit, die für die Akquise von Unterkünften bleibt, bewerkstelligt werden kann.. 
 
Zum Zeitpunkt des Verfassens dieser Vorlage (Mitte Mai 2015) sind es über 1.100 Plätze in städti-
scher Trägerschaft in insgesamt mehr als 30 Objekten. Weitere 5 Objekte sind derzeit in Vorberei-
tung, nach weiteren wird ständig gesucht. Die Regierung von Mittelfranken wird voraussichtlich in 
2015 zwei neue Objekte in Nürnberg in Betrieb nehmen: Eine Dependance für Zirndorf mit ca. 100 
Plätzen und eine GU mit etwa 230 Plätzen. 
 
Die Entwicklung auf dem Markt für Unterkünfte lässt erwarten, dass die Stadt mittlerweile das An-
gebot an Beherbungsbetrieben weitgehend bereits in Händen hat und nicht mehr viel Hotels oder 
Unterkünfte im Angebot sind. Das bedeutet, dass auch die Stadt zunehmend auf ehemals gewerb-
lich genutzte Gebäude zurückgreifen muss (Bürohäuser, Lagerhallen). Diese müssen aber vor 
einer Nutzung in der Regel vom Betreiber mit einigem Aufwand hergerichtet werden (Einbau von 
Räumen in Trockenbauweise, Einbau von sanitären Anlagen und Küchen). Solche Objekte werden 
immer wieder angeboten, allerdings verlangen die Betreiber angesichts ihrer Investitionen fast im-
mer eine Festlegung auf 3, 5 oder gar 7 Jahre Laufzeit des Vertrags. 
 
Es wurden bereits erste Verträge dieser Art abgeschlossen. Die Stadt ist sich des Risikos dieser 
Vorgehensweise bewusst, weil niemand heute den Bedarf in 5 oder 10 Jahren kennt. Angesichts 
mangelnder Alternativen – aufgrund der aktuellen Bedarfslage müssten ansonsten Zelte aufgestellt 
oder Turnhallen umgenutzt werden - muss dennoch das Risiko eingegangen werden. Eine gewis-
se Steuerung ist in der Zukunft bei evtl. rückgängigen Flüchtlingszahlen durch die Abmietung der 
Objekte mit kürzer laufenden Verträgen möglich. 
 
Nach Beratungen mit der wbg verfolgt diese an drei Standorten derzeit Neubaukonzepte. Es sollen 
Unterkünfte entstehen, die später leicht in preiswerte Wohnungen, z.B. für ehemals obdachlose 
Familien, umgewandelt werden können. Bei Neubaukonzepten ist aber leicht nachvollziehbar, 
dass nicht in diesem Jahr, sondern frühestens Ende nächsten Jahres mit einer Realisierung zu 
rechnen ist. Es kann also nicht unter Verweis auf wbg-Projekte auf die kurzfristige Akquise von 
geeigneten Unterkünften auf dem Markt verzichtet werden. 
 
Die Unterkunftskosten für alle kommunalen Unterkünfte werden von der Stadt vorgestreckt und mit 
der Regierung von Mittelfranken abgerechnet.Die Kosten werden also vom Land getragen. Die 
Personal- und Verwaltungskosten für die Akquise und den Betrieb der Unterkünfte sind von der 
Stadt zu tragen. 
 
 
1.3 Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz  
 
Das Sozialamt ist von jeher für die Ausreichung der Leistungen nach dem AsylbLG zuständig. Die 
Leistung ist im Sinne ganzheitlicher Aufgabenwahrnehmung in die Leistungsabteilung integriert, 
d.h. die Sachbearbeiter/innen bearbeiten sowohl Anträge nach dem AsylbLG als auch Anträge 
nach dem SGB XII (Grundsicherung) im Rahmen ihrer Buchstabenzuständigkeit. Diese Organisa-
tionsform hat sich bewährt. 
 
Durch den Anstieg der Flüchtlingszahlen seit 2013 sind natürlich im gleichen Maß die Fallzahlen in 
der Leistungsabteilung des Sozialamtes angestiegen: 
 
2012: 827 Fälle, 2013: 940 Fälle, 2014: 1.626 Fälle (jeweils zum 31.12.), Prognose für 2015: plus 
1.300 bis 1.600 Fälle. (Anmerkung: Fälle sind nicht gleich Personen, deshalb weichen die Zahlen 
der untergebrachten Personen und die der Fälle = Bedarfsgemeinschaften voneinander ab.) 
 
Zugleich sind durch die Gesetzesänderungen im AsylbLG, die die Leistung in ihrer Zusammenset-
zung mehr und mehr der Grundsicherung angenähert haben, und durch zahlreiche zusätzliche 
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Ansprüche, z.B. nach Leistungen der Eingliederungshilfe, die Fälle komplizierter geworden und 
machen mehr Arbeit. 
 
Dieser Situation wurde im Rahmen des Nachtragshaushalts 2015 Rechnung getragen und neue 
Stellen für die Leistungsabteilung inklusive neuer Gruppenleiterfunktionen bei SHA/1 geschaffen. 
Auch für die Akquise und den Betrieb der Unterkünfte bei SHA/3 wurden Stellen geschaffen. Es 
muss aber darauf hingewiesen werden, dass bei einem weiteren Anstieg der Flüchtlingszahlen 
weiterer Bedarf an Personalressourcen entstehen wird. 
 
 
1.4 Betreuung und Unterstützung 
 
In den staatlichen GU wird seit vielen Jahren Sozialbetreuung im Auftrag des Freistaats durch die 
Wohlfahrtsverbände geleistet, mit einem rechnerischen Schlüssel von etwa 1 : 150. Allerdings ist 
der Zuschuss, den der Freistaat dafür gibt, nicht ausreichend und deckt nur 70 bis 80 % der Per-
sonalkosten ab. Dieser Sachverhalt ist seit langem Gegenstand kontroverser Diskussionen, auf die 
hier nicht eingegangen werden soll. Überlegungen bei der Staatsregierung, diese Mittel künftig 
über die Kommunen zu verteilen, sind aus der Sicht der Verwaltung zu begrüßen. 
 
Die Stadt stand mit der Eröffnung der ersten kommunalen Unterkunft im März 2014 vor der Frage, 
wie die Sozialbetreuung zu organisieren ist. Der Prozess, einen Träger zu finden, der dann in ei-
nem Antragsverfahren beim StMinAS beauftragt werden müsste, die kommunale Unterkunft zu 
betreuen, erschien als eindeutig zu langwierig. Deshalb beauftragte die Stadt als Betreiber der 
Unterkünfte die Wohlfahrtsverbände direkt mit der Übernahme von Sozialbetreuung durch geeig-
nete Sozialpädagogen/innen. Inzwischen sind hier die Arbeiterwohlfahrt, das BRK, die Caritas und 
die Stadtmission tätig, mit einem Schlüssel von etwa 1 : 100 und mit gutem Erfolg. 
 
Die Verbände rechnen ihre Kosten nach einem vereinbarten Betrag mit der Stadt ab (3,- Euro pro 
Tag und Bewohner). Eine Refinanzierung durch das Sozialministerium wird versucht, hat bisher 
aber noch nicht stattgefunden. 
 
Daneben werden von der Stadt weitere Unterstützungsangebote für die Flüchtlinge in den Unter-
künften organisiert, die aber aufgrund der begrenzten Ressourcen (Sonderpaket 250.000,- Euro 
nur in 2015) und des steigenden Bedarfs spätestens ab 2016 nicht mehr ausreichend angeboten 
werden können:  
 
-  Beim Sozialamt gibt es – finanziert aus dem Sonderpaket, das der Stadtrat im Herbst 2014 

beschlossen hat – eine Fachkraft für die Akquise und Unterstützung von Helferkreisen vor 
Ort und für Information und Koordination der Ehrenamtlichen; der Stelleninhaber ist aller-
dings auch im Bereich der Akquise und Belegung von Unterkünften eingesetzt, weil dies 
höchste Priorität in der Abteilung hat; 

- ebenfalls beim Sozialamt gibt es eine Mitarbeiterin, die besonders die Unterstützung der 
Kinder zur Aufgabe hat, insbesondere die Integration in Kindertagesstätten und Schule; 

- die AWO stockt mit städtischer Unterstützung ihr Projekt „mov‘ in“ auf, das Flüchtlings- 
 familien hilft, auf dem Wohnungsmarkt fündig zu werden, wenn sie auszugsberechtigt sind. 
- Erste Projekte zur Integration von Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt sind im Werden, z.B. 

AGH-Beschäftigungsangebote nach dem AsylbLG durch das BRK im Rahmen der Verwal-
tung der Unterkunft, aber auch ein Pilotprojekt der Arbeitsagentur für Geduldete. 

 
Neben diesen Beispielen gibt es unzählige Initiativen in der Stadt Nürnberg, von Ehrenamtlichen- 
Gruppen, Sportvereinen, Kirchengemeinden, Jugendverbänden, Wohlfahrtsverbänden und vielen 
mehr. Ein Überblick über diese Szene der Hilfsbereitschaft könnte niemals vollständig sein und 
würde den Rahmen dieser Vorlage sprengen. 
 
Die Verwaltung ist für diese enorme Hilfsbereitschaft sehr dankbar, weil sie einerseits zeigt, dass 
die deutliche Mehrheit der Nürnberger Bevölkerung die Flüchtlinge willkommen heißt und ihnen 
helfen will, den Aufenthalt in der Stadt positiv zu gestalten. Andererseits wird durch die Initiativen 
vieles abgedeckt, das das „Ankommen“ in unserer Gesellschaft fördert und von professionellen 
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Strukturen gar nicht geleistet werden kann: Der Kontakt und die Begegnung zwischen den Men- 
schen. 
 
Am 17.07.2015 wird die Stadt Nürnberg mit einer Veranstaltung für die Helfer- und Unterstützer- 
gruppen den Austausch fördern, neue Ideen diskutieren und zugleich danke sagen (vgl. Kap. 2.1). 
 
In dem Zusammenhang ist auch auf die Fortbildungsangebote hinzuweisen, die sowohl für 
Ehrenamtliche als auch für Hauptamtliche in der Flüchtlingsarbeit entwickelt wurden und gut nach- 
gefragt werden, z.B. ein Fortbildungsangebot der Stadtmission für Ehrenamtliche, eine Fortbildung 
für Grundwissen über Flüchtlinge von PEF:SB, eine Fortbildung „Sprachnotarzt-Konzept“ durch 
Ref. V u.v.m.. 
 
 
2. Anträge der Stadtratsfraktionen zur Flüchtlingsa rbeit 
 
Seit Jahresbeginn 2015 sind insgesamt zehn Anträge der Stadtratsfraktionen eingegangen, die 
sich mit verschiedenen Aspekten der Flüchtlingsarbeit in Nürnberg befassen. In den folgenden 
Kapiteln 2.1 bis 2.10 werden diese Anträge abgedruckt und behandelt bzw. beantwortet. 
 
Ein Schreiben der Kinderkommission an die Dienststellenleitung des Jugendamtes vom 
20.02.2015 mit konkreten Fragen zur Lage der Flüchtlingskinder wird hier nachrichtlich erwähnt; 
ein Teil der Fragen deckt sich mit den Themen der o.g. Anträge und wird mit dieser Vorlage be-
antwortet. Das Jugendamt wird die Kinderkommission entsprechend informieren. 
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2.1 Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 07.01.2015 : Stabilisierung der Flüchtlingshilfe  
      in Nürnberg  
 
Die SPD-Fraktion beantragt die Durchführung einer „Konferenz, zu der alle gesellschaftlich rele-
vanten Akteure eingeladen werden und sich austauschen können.“ Ziel der Konferenz soll sein, 
Probleme bzw. Anliegen zu sammeln, sich auszutauschen und „Best Practice-Beispiele“ vorzustel-
len.  
 
Der Integrationsrat bat darum, bei der Vorbereitung der Konferenz beteiligt zu werden und auch 
Betroffene mit einzubinden. 
 
Die Verwaltung hat die Anregung im Antrag aufgegriffen und wird am 17.07.2015 ab 14:00 Uhr ein 
„Forum Willkommenskultur“ veranstalten. 
 
Zu dieser Veranstaltung wird breit eingeladen werden, auch öffentlich über die Medien. 
 
Nach heutigem Stand ist folgender Ablauf geplant: 
 
14:00 Uhr Eröffnung und Begrüßung (Reiner Prölß, Referent für Jugend, Familie und 
  Soziales) 
14:10 Uhr Die aktuelle Situation in Nürnberg (Dieter Maly, Amt für Existenzsicherung und 
  soziale Integration – Sozialamt) 
14:30 Uhr Migration, Integration und Flüchtlinge – Stichworte aus der Migrationsforschung 
  (Prof. Dr. Friedrich Heckmann, Uni Bamberg, Europäisches Forum für Migrations- 
  studien) 
14:50 Uhr „Short Cuts“, kurze Inputs (5 Minuten) zu verschiedenen Themen, z.B. 
  - Asyl und Menschenrechte 
  - Flüchtlingssozialarbeit 
  - Wohnungsversorgung für Anerkannte 
  - Organisation von Ehrenamt 
16:30 Uhr Vorstellung von Ehrenamtsaktivitäten und –Projekten durch Plakate und 
  Infotische: „Information und Austausch im Wandeln“ 
17:30 Uhr Empfang für die aktiven Ehren- und Hauptamtlichen, Dank der Stadt für das 
  Engagement (OBM Dr. Ulrich Maly oder ein/e Vertreter/in) 
 
Das Forum Willkommenskultur wird im Saal des Karl-Bröger-Zentrums stattfinden, der Empfang 
anschließend im Südstadtforum Service und Soziales. Die offizielle Einladung wird in Kürze her-
ausgehen. 
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2.2 Antrag der Fraktion Bündnis 90 – die Grünen vom  16.01.2015: Kinderbetreuung von 
      Flüchtlingskindern 
 
Mit dem o.g. Antrag begehrt die Fraktion Bündnis 90 – die Grünen einen Bericht der Verwaltung 
darüber, „wie viele Kinder voraussichtlich in Kindertageseinrichtungen aus Flüchtlingsfamilien in 
diesem Jahr aufzunehmen sind und ob entsprechende Kapazitäten zur Verfügung stehen“, sowie 
eine Darstellung der Nachfrage, der Vermittlung des Angebots und der Öffentlichkeitsarbeit. 
 
Ein entsprechender Bericht wird am 09.07.2015 im Jugendhilfeausschuss vorgelegt werden. 
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2.3 Antrag der Fraktion Bündnis 90 – die Grünen vom  21.01.2015: Begabte minder- 
      jährige Flüchtlinge und jugendliche Zuwandere r 
 
In dem Antrag wird festgestellt, dass der Zugang für minderjährige Flüchtlinge zu Ausbildung und 
zu mittleren und höheren Bildungsabschlüssen eingeschränkt ist und es werden Vorschläge erbe-
ten, wie die Deutschlernklassen weiterentwickelt werden können. 
 
Der Antrag wird im Geschäftsbereich des 3. BM bearbeitet und im Schulausschuss behandelt wer-
den. 
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2.4 Antrag der Fraktion Bündnis 90 – die Grünen vom  30.01.2015: Betreuungsschlüssel 
      Flüchtlinge in Nürnberg  
 
Mit dem o.g. Antrag möchte die Fraktion Bündnis 90 – die Grünen von der Verwaltung Auskunft 
haben, wie viele unbegleitete minderjährige Flüchtlinge aktuell in Nürnberg leben und wie viele 
davon in Jugendhilfeeinrichtungen beheimatet sind. Weiterhin soll berichtet werden, wie die Be-
treuungsschlüssel für Flüchtlinge aktuell aussehen. 
 
Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge: Zum Stichtag 30.04.2015 lebten in Nürnberg 156 unbeglei-
tete minderjährige Flüchtlinge in Jugendhilfeeinrichtungen und 65 in Einrichtungen der 
Inobhutnahme. In Jugendhilfeeinrichtungen wird ein Betreuungsschlüssel vorgehalten, der deutlich 
besser ist als in allen anderen Settings, in denen Flüchtlinge leben. Für die meisten Betroffenen ist 
dieser Schlüssel fachlich ausreichend. 
 
Die Betreuungsschlüssel für die erwachsenen Flüchtlinge bzw. für die Familien in den einzelnen 
Unterkunftsarten sehen wie folgt aus: 
 
- Für Erstaufnahmeinrichtungen einschließlich der aktuell immer noch belegten Notfallunter- 
  künfte lassen sich aufgrund der ständig wechselnden Belegungszahlen keine belastbaren 
  Zahlen zum Betreuungsschlüssel angeben. In Zirndorf wird die Betreuung durch die Rummels- 
  berger Diakonie gewährleistet, in der kommunalen Notfallunterkunft in der Tillystraße durch das 
  BRK; hier wird versucht, einen Schlüssel von etwa 1 : 100 zu realisieren, aber auch hier kann die 
  Personalausstattung nicht ständig der Belegungszahl angepasst werden. Die Notfallunterkunft 
  der Regierung von Mittelfranken in der Leyher Straße (200 Plätze) hat keine Sozialbetreuung. 
 
- Die Gemeinschaftsunterkünfte der Regierung von Mittelfranken in Nürnberg haben einen Be- 
  treuungsschlüssel von etwa 1 : 150, vgl. Punkt 1.4. 
 
- In den städtischen dezentralen Unterkünften ergibt sich ein Schlüssel von circa 1 : 100 aus 
  dem vereinbarten Tagessatz von 3 Euro pro betreuter Person und Tag (Beispielrechnung: eine 
  Unterkunft mit 60 Plätzen ergibt einen Tagessatz von 180,- Euro, im Monat bei 22 Arbeitstagen 
  etwa 4.000,- Euro; das entspricht etwa den Kosten für eine Teilzeitstelle mit 30 Wochenarbeits- 
  stunden inklusive Arbeitgeberanteil und Verwaltungskosten). 
 
Für die von der Stadt betriebenen Unterkünfte gibt es eine Kooperationsabsprache mit dem ASD; 
wenn den Mitarbeitern/innen der Sozialbetreuung Hinweise auf Kindeswohlgefährdung innerhalb 
der Unterkunft bekannt werden, wird der/die zuständige Bezirkssozialpädagoge/in hinzugezogen. 
Eine vergleichbare Absprache mit der Regierung von Mittelfranken für deren Unterkünfte ist beab-
sichtigt, aber bis dato noch nicht zustande gekommen. 
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2.5 Antrag der Fraktion Bündnis 90 – die Grünen vom  18.02.2015: Medizinische Versor- 
      gung der Flüchtlinge  
 
Der Antrag begehrt einen Bericht über die Möglichkeiten zur Einführung einer Krankenversiche-
rungskarte für Flüchtlinge als Ersatz für den bisher gebräuchlichen „Krankenschein“ des Sozialam-
tes. 
 
Als Beispiel werden die Stadtstaaten Bremen und Hamburg genannt, die bereits solche Versiche-
rungskarten in Zusammenarbeit mit einer gesetzlichen KV eingeführt haben, aber auch die Städte 
Bonn und Rostock. 
 
Dazu kann folgender Sachstand berichtet werden: 
 
Die Regelungen zur Einführung einer Krankenversicherungskarte für Flüchtlinge sind Ländersa-
che, unter anderem, weil auf Landesebene der Leistungsumfang einer solchen Karte festgelegt 
werden muss. 
 
Aktuell haben im März und April Gespräche zwischen der KVB, der KZVB, dem Landkreistag, dem 
Bezirketag und dem Städtetag – unter Beteiligung eines Vertreters des Sozialamtes der Stadt 
Nürnberg - stattgefunden, bei denen grundsätzlich Einvernehmen erzielt wurde, einen landesweit 
einheitlichen Behandlungsausweis einzuführen. Das Ministerium wurde in einem gemeinsamen 
Schreiben vom 22.04.2015 darüber informiert und aufgefordert, darüber Verhandlungen aufzu-
nehmen. Eine Antwort steht derzeit noch aus. 
 
Die Verwaltung wird über den Fortgang der Verhandlungen berichten. 
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Daher stellt die SPD-Stadtratsfraktion zur Behandlung im zuständigen Ausschuss folgenden 
 
 
 

Antrag: 
 
 

1. Die Verwaltung berichtet darüber, welchen Gruppen von Flüchtlingen ein kostenloser 
    oder rabattierter Zugang zu Sportvereinen zusteht und welche Gruppen 
    durch die heutigen Regelungen nicht abgedeckt sind. 
 
2. Die Verwaltung berichtet über Anfragen von Sportvereinen, die Hilfe bei der Integration 
    von Flüchtlingen benötigen. 
 
3. Es ist zu prüfen, inwiefern die Stadt Nürnberg die Sportvereine bei der Integration 
    von Flüchtlingen noch mehr unterstützen kann. Ziel ist ein alle Gruppen von 
    Flüchtlingen um greifendes Programm "Integration durch Sport". 
 
4. Die Verwaltung prüft, ob zur Finanzierung Mittel aus dem 250.000€ schweren  
    Sonderpaket für die örtliche Flüchtlingshilfe verwendet werden können. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
Dr. Anja Prölß-Kammerer 
Fraktionsvorsitzende 
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2.6 Antrag der SPD-Fraktion vom 03.03.2015: Flüchtl inge hinein in den Sportverein  
 
Der Antrag beinhaltet vier konkrete Fragen, die im Folgenden für den Sozialausschuss beantwortet 
werden; eine weitere Behandlung, v.a. zur Frage 3, wird in der Sportkommission erfolgen. 
 
Frage 1: Welchen Gruppen von Flüchtlingen steht ein kostenloser oder rabattierter Zugang zu 
Sportvereinen zu? 
 
Allen Flüchtlingen zwischen 0 und 18 Jahren stehen die Leistungen des Bildungs- und Teilhabe-
pakets und die Leistungen des Programms „Hinein in den Sportverein“ (Teil des Arbeitsprogramms 
gegen Kinderarmut) zu. Die Teilhabeleistung in Höhe von 10,- Euro pro Monat (als Gutschein) 
kann in vollem Umfang für den Mitgliedsbeitrag, aber auch für andere kostenpflichtige Angebote 
des Sportvereins (z.B. Trainingslager) verwendet werden. Das Programm „Hinein in den Sportver-
ein“ kommt ergänzend hinzu, wenn weitere Ausgaben entstehen (z.B. für Sportkleidung und  
–Schuhe). Diese Leistungen werden von den Flüchtlingen auch nachgefragt. 
 
Für erwachsene Flüchtlinge über dem 18. Lebensjahr gibt es eine solche Leistung nicht. 
 
Frage 2: Welche Sportvereine benötigen Hilfe bei der Integration von Flüchtlingen? 
 
Vereinzelt gibt es Anfragen von Sportvereinen beim Koordinator der Flüchtlingshilfe im Sozialamt 
und beim SportService, so z.B. vom TV Eibach 03, vom ESV Flügelrad und der SG Nürnberg-
Fürth oder vom Organisator eines Basketballprojekts aus dem Landkreis Roth. Dabei geht es we-
niger um Geld, als um die Anbahnung von Kontakten zwischen dem Verein und Flüchtlingen in 
einer bestimmten Unterkunft oder um rechtliche Fragen ganz allgemein. 
 
Das Beispiel des ASC Boxdorf zeigt, dass die Sportvereine sehr offen sind für Flüchtlinge und von 
sich aus auf die Menschen zugehen. Der ASC Boxdorf hatte im Herbst 2014 seine Turnhalle für 
einige Wochen als Unterkunft zur Verfügung gestellt und vielfältige Hilfen für die untergebrachten 
Flüchtlinge organisiert. Auch im Unterstützerkreis für die jetzt in Boxdorf betriebene dezentrale 
Unterkunft spielt der Verein noch eine tragende Rolle. 
 
Frage 3: Weitere Unterstützung der Sportvereine durch die Stadt Nürnberg mit einem Programm 
„Integration durch Sport“? 
 
Aus der Sicht der Sozialverwaltung wäre ein solches Programm eine sehr sinnvolle Sache. Es ist 
leicht nachzuvollziehen, dass Sportangebote bei den Flüchtlingen, unter denen ja junge Menschen 
überwiegen, gut ankommen. Neben der Freude am Sport ist die Beschäftigung und Tagesstruktu-
rierung durch sportliche Betätigung im Verein ein wichtiger positiver Effekt. 
 
Es finden schon jetzt ohne ein spezielles Programm viele Kontakte statt, und viele Flüchtlinge ha-
ben den Weg in einen Sportverein gefunden. Das Sozialamt hat aber mit dem SportService verab-
redet, dass man gemeinsam die Möglichkeiten eines solchen Programms diskutieren wird. Das 
Ergebnis wird in der Sportkommission und im Sozialausschuss vorgelegt werden. 
 
Frage 4: Können Mittel aus dem Sonderpaket für die Flüchtlingshilfe dafür verwendet werden? 
 
Grundsätzlich ist das in begrenztem Umfang möglich, allerdings steht das Sonderpaket nur im Jahr 
2015 zur Verfügung. Eine Finanzierung darüber hinaus muss erst noch gefunden werden, entwe-
der über eine entsprechende Haushaltsstelle (ist angemeldet) oder über ein erneutes Sonderpa-
ket. 
 
Ergänzende Bemerkung: Auch außerhalb des Vereinssports existieren bereits Angebote, zB. hat 
die Bertolt-Brecht-Schule ein Fußballturnier für junge Flüchtlinge organisiert, bei Nürnberg-Bad gibt 
es Schwimmkurse für die Zielgruppe. 
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2.7 Antrag der Linken Liste vom 15.04.2015: Die Sta dtverwaltung prüft die Möglichkeiten, in 
den Gebäuden der ehemaligen Polizeiwache Süd eine G emeinschaftsunterkunft für Asylsu-
chende einzurichten  
 
Die Antragsteller halten den Standort der ehemaligen PI Süd für gut geeignet, weil ausreichend 
Freiflächen vorhanden sind, sämtliche Infrastruktur (Schulen, KiTas, Verkehrsanbindung) vorhan-
den ist und der Stadtteil bereits über Initiativen der Willkommenskultur verfügt. 
 
Dazu ist aus der Sicht der Verwaltung folgendes zu berichten: 
 
Das Gebäude wird derzeit von der Immobilien Freistaat Bayern (IMBY) zum Verkauf angeboten. 
Die zuständigen Mitarbeiter für die Akquise von Objekten beim Sozialamt haben einen Besichti-
gungstermin vereinbart, der allerdings zeitlich nach der Drucklegung dieser Vorlage liegt, so dass 
hier noch keine Ergebnisse des Termins berichtet werden können. Das wird in der Sitzung münd-
lich nachgeholt. 
 
Allerdings müssen nach Kenntnis der Pläne erhebliche Zweifel geäußert werden, ob eine Unter-
kunft in dieser Immobilie realisiert werden kann. Der Raumzuschnitt ist ungeeignet, es fehlen aus-
reichende sanitäre Anlagen sowie Küchen. Man müsste mit sehr viel Investitionsaufwand praktisch 
das ganz Gebäude „umkrempeln“ und auf der Freifläche benötigte weitere Funktionsräume als 
Neubau errichten. Der Stadt selbst steht dieser Weg nicht offen (Kauf und Umbau ginge nur über 
MIP). Es müsste also ein Investor gefunden werden, der das Objekt von der IMBY kauft, umbaut 
und dann mit der Stadt einen Beherbergungsvertrag abschließt. Dafür werden eher keine Chancen 
gesehen, weil es noch viele weitere (gewerbliche) Objekte gibt, bei denen dies mit deutlich weniger 
Aufwand gemacht werden kann. 
 
Auch die Tatsache, dass das im Besitz des Freistaats befindliche Gebäude von der IMBY verkauft 
werden soll und nicht von der Regierung von Mittelfranken als Unterkunft verfolgt wird, bestätigt 
diese Auffassung. 
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2.8 Antrag der Fraktion Bündnis 90 – die Grünen: Fl üchtlingsunterkunft für LGBTI und 
      schutzbedürftige Frauen 
 
Der Antrag beinhaltet die Einrichtung je einer speziellen Gemeinschaftsunterkunft für LGBTI-
Flüchtlinge und für schutzbedürftige Frauen. 
 
Die Annahmen, die dem Antrag zugrunde liegen, sind zweifellos richtig: Unter den Flüchtlingen 
befinden sich mit Sicherheit auch homo-, bi- und transsexuelle Menschen. Es ist auch richtig, dass 
alleinstehende Frauen während der Flucht besonderen Gefahren ausgesetzt sind und Gefahr lau-
fen, männliche Gewalt zu erleben. 
 
Es wird allerdings vorgeschlagen, statt „pro-aktiv“ für die Gruppe LGBTI und schutzbedürftige 
Frauen je eine Einrichtung zu schaffen, die Entwicklung zu beobachten und situativ zu reagieren, 
wenn sich eine Möglichkeit bietet und ein Bedarf erkennbar wird. Das tat die Verwaltung bisher 
und wird es auch weiter tun. 
 
Begründung: 
 
Im Sommer 2014 wurde uns bereits ein Objekt mit 10 – 15 Plätzen angeboten, von dem die Be-
treiber sich wünschten, dass nur mit homosexuellen Männern belegt werden sollte. Die Verwaltung 
zeigte sich dem Wunsch aufgeschlossen, musste allerdings zu bedenken geben, dass bei keinem 
Flüchtling in der Erstaufnahmeeinrichtung und auch bei der weiteren Unterbringung nach der Asyl-
Antragstellung die sexuelle Orientierung bekannt sei. Sie könne auch nicht systematisch erhoben 
werden. 
 
Es würde also nur auf freiwilliger Basis über eine „Bewerbung“ einer solchen Unterkunft in der 
Erstaufnahmeeinrichtung möglich sein, potentielle Bewohner zu finden. Darauf müsste sich die 
Erstaufnahmeeinrichtung Zirndorf einlassen, ebenso auf eine gezielte Einweisung interessierter 
Flüchtlinge. 
 
Entsprechende Verhandlungen mit Zirndorf mussten bisher nicht geführt werden, weil die potentiel-
len Betreiber ihr Angebot bisher nicht konkretisiert haben. Wenn das noch geschieht, werden die 
Überlegungen wieder aufgenommen. 
 
Ein Fall, in dem sich ein Flüchtling von sich aus aktiv für eine solche Unterbringung interessiert 
hätte, ist nicht bekannt. 
 
Schwieriger ist die Situation bei alleinstehenden Frauen oder auch bei Alleinerziehenden mit Kind. 
Schlechte Erfahrungen mit Männern und ein entsprechender Schutzbedarf sind auch hier nicht von 
vorne herein abfragbar, sie werden im Laufe der Unterbringung spürbar oder geäußert. Fast immer 
sind es die Sozialbetreuer/innen, bei denen solche Tatbestände bekannt werden. Neben dem 
Schutzbedarf der Frauen sind aber noch andere Kriterien für die „richtige“ Unterbringung vorhan-
den, z.B. passende Nationalität oder auch passende Altersklassen. 
 
In der Praxis der kommunalen Unterkünfte (zu diesem Punkt kann auch nur über diese berichtet 
werden) wird in solchen Fällen durch das Fachpersonal der Verwaltung mit gezielten und geplan-
ten Verlegungen reagiert. Dabei wurde bisher noch nicht das Fehlen einer reinen Fraueneinrich-
tung beklagt. Die Lösung ist es, entweder den bedrohlichen Mann (oder die Männer) anderweitig 
unterzubringen und damit die Frau zu schützen, oder für die Frau eine geeignete Unterkunft zu 
finden, für eine Alleinerziehende z.B. eine Unterkunft, in der viele Familien untergebracht sind. Das 
war bisher gängige Praxis und hat auch funktioniert. 
 
Die Verwaltung versucht bei dieser „Feinsteuerung“ der Unterbringung in enger Kooperation mit 
den Sozialbetreuern sensibel vorzugehen. Es ist nicht ausgeschlossen, dass dabei auch in Zukunft 
eine reine Frauenunterkunft entsteht, wenn der Bedarf dafür erkennbar ist. 
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2.9 Antrag der Fraktion Bündnis 90 – die Grünen: Fl üchtlingsbetreuung in städtischen 
      Unterkünften  
 
Mit dem Antrag wird ein Bericht gewünscht über möglicherweise pflegebedürftige oder behinderte 
Flüchtlinge und die Frage, wie entsprechende Hilfen für Betroffene organisiert und sichergestellt 
werden. 
 
Grundsätzlich kann man zu diesem Thema zwei Aussagen vorausschicken: 
 
Erstens sind die Flüchtlinge, die nach Nürnberg kommen, deutlich jünger als die hier lebende Be-
völkerung. Die Altersverteilung ist praktisch umgekehrt wie die in der Stadtgesellschaft. Das be-
deutet, dass der Anteil von behinderten oder pflegebedürftigen Menschen unter den Flüchtlingen 
deutlich geringer ist als im hiesigen Durchschnitt. Sie bilden die seltene Ausnahme. 
 
Zweitens stehen den betroffenen Flüchtlingen gemäß AsylbLG Leistungen der Eingliederungshilfe 
und der Hilfe zur Pflege zu, die jeweils in der Leistungsabteilung des Sozialamtes beantragt wer-
den müssen. D.h. die Flüchtlinge haben einen vergleichbaren Zugang zum Hilfesystem wie die 
hiesige Bevölkerung. 
 
Die Frage ist, wie die Hilfen im Kontext einer Gemeinschaftsunterbringung erbracht werden 
könnnen. Nachdem das schwierig ist, hat die Regierung von Mittelfranken hierzu in der Vergan-
genheit auch in Nürnberg immer wieder besondere Unterkünfte für kranke Menschen eingerichtet 
und gezielt belegt, mit einer Kapazität von etwa 60 Plätzen. Dazu kommt, dass chronische Krank-
heiten, Behinderung oder Pflegebedürftigkeit zu den Kriterien gehören, die eine Auszugsberechti-
gung ermöglichen, was freilich bei der Lage auf dem Wohnungsmarkt schwer umzusetzen ist. 
 
Unter den städtischen Unterkünften gibt es eine Einrichtung in der Eibacher Hauptstraße mit 75 
Plätzen, die behindertengerecht ausgestattet ist (ein ehemaliges Altenheim) sowie seit kurzem drei 
weitere barrierefreie Objekte. Wenn Bedarf besteht, versucht die Verwaltung, betroffene Menschen 
hier einzuweisen, wobei es nicht darum geht, eine reine Behinderten- oder Pflegeunterkunft zu 
schaffen. Die Belegung erfolgt eher mit Familien, bei denen ein Familienmitglied besonderen Pfle-
gebedarf hat. Sollten pflegerische Maßnahmen nötig werden, steht das BRK mit entsprechendem 
Fachpersonal zur Verfügung. Ambulante Leistungen der Eingliederungshilfe können behinderte 
Flüchtlinge bei allen Trägern „einkaufen“, die hier in Nürnberg zur Verfügung stehen. 
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2.10 Antrag der Fraktion Bündnis 90 - die Grünen: B undesweiter Flüchtlingsgipfel nur mit 
kommunaler Beteiligung 

 
Es wird auf nachfolgendes Schreiben des Deutschen Städtetags an Bundeskanzlerin Dr. Angela 
Merkel und den Bundesminister für Wirtschaft und Energie, Sigmar Gabriel, vom 28. April 2015 
verwiesen: 
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